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rkauf des Nechtes zur Auslooſung und zum 
Part Ankauf der Re Eiſenbahn⸗ 
aktien. 


olge von zwei Verträgen des Königl. Eiſen⸗ 
ba 6. Nanmlſſarkats mit der Nöln - Mindener - Eifen- 
bahngefelf aft, welche beide durch beſondere Geſetze 
vom 24. Mai 1853 und vom 18. April 1855 geneh⸗ 
migt worden ſind, beſitzt der Staat das Recht, all⸗ 
jährlich vom Jahre 1870 an, aus ſeinem Antheil an den 
Erträgniſſen der Köln⸗Mindener⸗Eiſenbahn eine Anzahl 
Eiſenlahnattien dieſer Geſellſchaft auszulooſen, zu kündi⸗ 
en und zu dem Nennwerthe einzuziehen. 1 Recht 
es Staales iſt für ihn ſehr werthvoll, denn die Ein⸗ 
nahmen der Köln⸗Mindener Bahn ihre alle Jahre 
höher. Im Jahre 1863 hat dieſe Bahn ihren; Aktionären 
12½ Proz. Zinſen gebracht und die Aktien ſtanden 
deshalb auch am 16. Dezember 1864 203% Proz. Im 
Jahre 1864 warf die Bahn ſogar 15% Proz. Zinſen 
ab und ſtiegen daher die Aktien am 3. Juli d. 3. auf 
244½ Proz. Die Aktien würden unzweifelhaft höher ge⸗ 
ſtanden haben, wenn nicht dem Staat das obenerwähnte 
Recht der Kündigung und des Ankaufs zum Nennwerth 
zugeſtanden hätte. Bis zum Jahre 1870 ſchläft zwar 
dieſes Recht noch, es war aber ſicher voraus zu berechnen, 
daß von dieſem Termin an der Staat in etwa ſechs bis 
ſieben Jahren in den Beſitz der Bahn kommen werde. 

Dieſem Rechte des Staates gegenüber beſtand die 
Verpflichtung, daß er bis zu erwähntem Jahre die Hälfte 
ſeiner Einnahmen aus den Erträgen der Bahn zu einem 
Garantiefonds für die Zinszahlung an die Aktionäre an⸗ 
ſammle. Da ſeit langer Zeit ſich dieſer Garantiefonds, 
in Folge der hohen Erträge der Bahn, als überflüſſig 
erwieſen hatte und 15 das Jahr 1865 der vom Staat 
an dieſen Fonds abzuführende Betrag auf die große 
Summe von 1,558,696 veranſchlagt war, fo e die 
Budgetkommmiſſion des Abgeordnetenhauſes Veranlaſſung, 
die Staatsregierung zu lungen: wo möglich im Wege 
der Verhandlung mit der Köln⸗Mindener Geſellſchaft 
eine Beſchränkung des Garantiefonds auf eine beſtimmte 
Summe zu bewirken. Der Regierungskommiſſär erwiderte: 


„Die Regierung ſei mit den Anſichten der Kom⸗ 
miſſion einverſtanden, es ſei jedoch zu deren 
Verwirklichung keine Ausſicht vorhanden. Seit 
Jahren ſei die Regierung bemüht, durch Ver⸗ 
handlungen mit der Direktion der Köln⸗Min⸗ 
dener Bahn die Schließung des Garantiefonds 
herbeizuführen, allein dieſe fordern als Gegen⸗ 
leiſtung eine Verlängerung der durch Vertrag 
von 1855 auf 15 Jahre gewährten Einſtellung 
der Auslöſung der Stammaktien. Hierauf 
werde und könne die Staatsregierung nicht 
eingehen.“ 2 
ach einer ſolchen öffentlich vor der Landesvertretung 
abgegebenen Erklärung mußte man ſehr 8 fein, 
als es gegen Ende des vergangenen Monats bekannt 
wurde, daß die Staatsregierung das Recht des Staates, 
von 1870 an die Aktien der Köln⸗Mindener Bahn aus⸗ 
Ioofen und nach dem Nennwerth einziehen zu können, an 
die Geſellſchaft für dreizehn Millionen Thaler verkauft habe. 
Als der Abſchluß dieſes Geſchäftes zuerſt durch die 
Zeitungen bekannt wurde, hielt man es zuerſt für eine 
Zeitungsente. Man wollte nicht glauben, daß die Re⸗ 
gierung, welche ſogar die Hinausſchiebung des Anrechtes 
auf Erwerbung der Bahn erſt vor wenigen Wochen für 
unannehmbar erklärt hatte, nun in einen vollſtändigen 
Verkauf dieſes Rechtes gewilligt haben ſollte. Man 
wollte um ſo weniger daran glauben, weil dieſes Recht 
durch zwei beſondere Geſetze ſeſtgeſtelt, alſo auch nur 
durch ein neues Geſetz abgeändert werden konnte. 
Denn bis jetzt hat die Verfaſſungsinterpretation noch 
niemals ſoweit gereicht, daß man ehauptet hätte: die 
Staatsregierung habe für ſich allein das Recht, ohne 
Zuſtimmung aller geſetzgebenden Gewalten, neue Ge⸗ 
ſetze zu erlaſſen, oder beſtehende Geſetze abzuändern. 
Lautet doch Artikel 62 unſerer beſchworenen Verfaſſung 
ausdrücklich folgendermaßen: 
„die geſetzgebende Gewalt wird gemein⸗ 
ſchaftlich, durch den König und durch 
wei Kammern ausgeübt. Die ueberein⸗ 
ſtimmung des Königs und beider Kam⸗ 
mern iſt zu jedem Geſetze erforderlich.“ 


Da nun, wie bereits erwähnt wurde, das Verhältniß des 
Staates zur Köln⸗Mindener Bahn durch zwei beſondere 
Geſetze, vom 23. Mai 1853 und vom 18. April 1855 
geregelt worden war, ſo konnte an demſelben nur durch 
ein neues Geſetz etwas geändert werden. Denn ein 
Geſetz kann allein durch ein neues Geſetz auf⸗ 
gehoben oder abgeändert werden. Dieſer 
Grundſatz gilt und hat gegolten, ſo lange die 
menſchliche Geſellſchaft Geſetze kennt. 

Trotzdem daß alſo jeder Laie und jeder Kenner un⸗ 
ſeres Staatsrechtes eigentlich gar nicht an einen ſolchen 
Vertrag glauben konnte, war er doch, wie ſich jetzt ſicher 
herausgeſtellt, wirklich abgeſchloſſen worden. Die Re⸗ 
gierung hat das Recht des Staates auf Er⸗ 
werbung der Köln⸗Mindener Stamm⸗Aktien 
durch Auslooſung und Ankauf derſelben zum 
Nennwerthe für dreizehn Millionen verkauft. 

Die General⸗Verſammlung der Köln⸗Mindener Eiſen⸗ 
bahngeſellſchaft, welche den Vertrag, den ihre Direktion 
mit der Regierung abgeſchloſſen I genehmigen fol, 
ift bereits auf den 28. d. M. einberufen worden. Der 
Vertrag ſelbſt iſt durch die Zeitungen veröffentlicht und 
in demſelben befindet ſich kein Vorbehalt für 
die nachträgliche Genehmigung der Kammern. 
Ja noch mehr: aus dem Vertrage ſelbſt geht hervor, 
daß bereits am 1. Oktober d. J. die erſte Zahlung ſeitens 
der Geſellſchaft im Betrage von 3 Millionen erfolgen 
ſoll, alſo nach der jetzigen allgemeinen Annahme wahr⸗ 
ſcheinlich zu einem früheren Zeitpunkt als unſere Kam⸗ 
mern zuſammentreten werden. g 

Wir wollen uns gar nicht näher darauf einlaſſen zu 
erläutern, ob der Vertrag finanziell günſtig für den Staat 
iſt. Wir haben die entgegengeſetzte Meinung und glau⸗ 
ben, daß der Staat dabei ein ſchlechtes Geſchäft machen 
würde. Uns kommt es hier allein auf die Berech⸗ 
tigung zum Abſchluß des Vertrages an. Dieſe hat 
die Regierung nicht. Die General- Verſammlung der 
Köln⸗Mindener Bahngeſellſchaft würde daher wohl thun, 
dem Vertrage ihre Genehmigung nicht zu ertheilen, oder 
wenigſtens nur unter dem Vorbehalt der Zuſtimmung 
beider Häuſer des Landtages. Wenn ſie den Vertrag 
genehmigte ohne einen ſolchen Vorbehalt, ſo könnte es 
leicht ſein, daß ſie in ein bedenkliches Verhältniß käme. 

Nach dem Vertrage ſoll die Geſellſchaft am 1. Ok⸗ 
tober d. J. 3 Millionen und am 1. Januar 1866 wei⸗ 
tere 3 Millionen zahlen. Um dieſem Erforderniß ge⸗ 
nügen zu können, wird ſie von dem ihr eingeräumten 
Rechte einer Verdoppelung des Aktienkapitals Gebrauch 
machen müſſen. Kommen die Kammern nun im Ja⸗ 
mar 1866 zuſammen — denn daß fie früher berufen 
werden, dafür fpricht bis jetzt kein Anzeichen — und 
verweigern dem Vertrage ihre Genehmigung, oder er⸗ 
halten gar keine Gelegenheit, ſich darüber zu äußern, 
oder erklären ſie ihn für ungültig, ſo ſchweben ſämmt⸗ 
liche neu ausgegebene Aktien in der Luft. , 

Glaubt man, das Abgeordnetenhaus werde ſich der 
vollzogenen Thatfache fügen und wider den bereits durch⸗ 
geführten Vertrag nichts einwenden? Dem ſteht die 


Thatſache entgegen, daß das Abgeordnetenhaus es 

bereis mehrfach bewieſen hat, daß es das ihm 
anvertraute Recht des Landes nach allen Rich⸗ 
tungen hin entſchieden zu wahren weiß. 


Politiſche Wochenſchau. 

Preußen. Die ee in Gaſtein haben, wie 
jetzt feſt ſteht, wirklich zu einem Refultate geführt. Nach dem 
in Salzburg unterzeichneten Uebereinkommen übernimmt 
Preußen einſtweilen die Verwaltung Schleswigs, 
einſchließlich des Kieler Hafens, Oeſterreich die 
Verwaltung des Herzogthums Holſtein. Das Herzog⸗ 


thum Lauenburg iſt gegen eine an Oeſterreich zu 
zahlende Entſchädigungsſumme von 2 Millionen 
Reichsbankthaler (etwa 1,500,000 Thlr. pr. Kour.) in 
den definitiven Beſitz Preußens übergegangen. Es 
verſteht ſich wohl von ſelbſt, daß ein ſolches Abkommen nicht 
ohne Genehmigung der Volksvertretung rechtsgiltig wird, da 
erſtens eine Zahlung von 1,500,000 Thlr. aus der Staats⸗ 
kaſſe gewiß eine Maßregel iſt, welche das Miniſterium nicht 
ſo ohne weiteres anordnen kann, und zweitens fordern die 
Art. 2 und 55 der Verfaſſung ganz unzweifelhaft die Ein⸗ 
willigung der Volksvertretung zu einer Erweiterung des 
Staatsgebietes.“ 

Wie aber wird ſich die ſchleswig⸗holſteiniſche Frage weiter 
entwickeln? Oeſterreich hat ſich, offenbar durch feine finanzielle 
Lage gedrängt, auf einen Weg begeben, der die wahrſcheinliche 
Löſung klar erkennen läßt. Nachdem es heut ſein Anrecht 
auf Lauenburg für anderthalb Millionen Thaler verkauft hat, 
wird es in nicht allzulanger Zeit nacheinander ein Stückchen 
Anrecht nach dem andern je nach ſeinem Geldbedarf verkaufen, 
bis es endlich gar nichts mehr an der Nordgrenze Deutſch⸗ 
lands zu verkaufen hat, ſo daß Preußen alsdann ganz allein 
Beſitzer von Schleswig- Holſtein fein wird, jo weit der Wiener 
Friede ein genügendes Anrecht darauf giebt. Uns iſt nur das 
Eine dabei wunderbar, nämlich der Umſtand, daß man ganz zu 
duch lat Behr, ae u 195 I all ſolchen Abmachungen 

och auch eine Stimme hat, und daß man eigentlich d 
erwarten dürfte, daß dieſe Stimme gehört rl e 

Es iſt neuerdings wiederholt die Rede von einer bevor⸗ 
ſtehenden Zuſammenkunft unſeres Königs mit dem Kaiſer von 
Frankreich. Dieſe Zuſammenkunft ſoll in Baden-Baden ftattfinden. 

Man ſpricht davon, daß Herr von Bismark den Grafen⸗ 
titel erhalten ſoll. 

Endlich ift die fo lange beſprochene Kommiſſion zufammen- 
getreten, welche die Regierung einberufen hatte, um die Arbeiter⸗ 
frage zu beſprechen. Die Mitglieder der Kommiſſion ſind 
von der Regierung berufen worden, ſo daß man nicht gut 
behaupten kann, fie vertreten den Arbeiterſtand. In dieſer 
Beziehung hat der Berliner Arbeiterverein, als ein Antrag 
geſtellt wurde, zu erklären, daß der Verein die in die Kom⸗ 


3 ) Für diejenigen unſerer Leſer, welche die Verhältniſſe des 
Herzogthums Lauenburg nicht kennen, geben wir nachſtehend eine 
kurze Notiz darüber: Das Herzogthum Lauenburg hat einen 
Flächeninhalt von 18.05 Q. M., ohne die Enklave von 3 Q.-M., 
die zu Hamburg gehört. Es zählt gegen 50,000 Seelen (die letzte 
Volkszählung ergab 50,147 Seelen) in 3 Städten, 1 Marktflecken, 
150 Dörfern, darunter 8 Kirchdörfer, oder überhaupt 4 ſtädtiſchen 
und 24 Landkirchſpielen und 22 adligen Gütern. Von den drei 
Städten haben en 3989, Mölln 3401, ee 1072 
Einwohner. Das Herzogihum ift weſtlich und nordweſtiſch von 
Holſtein begrenzt, nördlich von Lübeck und dem mecklenburg · ſtre · 
litzſchen Fürſtentbum Btaßeburg, öſtlich pon Mecklenburg- Schwerin, 
ſüdlich von Hannover, und davon durch die Elbe geſchieden, ſüd⸗ 
weſtlich von Hamburg und Lübeck. 


miſſton f. rbeiter nicht als feine Vertreter anerkenne, 
dee d ehe es nur aus dem Grunde abgelehnt, 
weil man durch einen ſolchen Beſchluß der EG erſt 
eine Wichtigkeit beilegen würde, welche ſie für die Arbeiter 
gar nicht habe, es ſei beſſer, dieſe Kommiſſion nicht zu be⸗ 
achten. Die „L. K.“ ſchreibt über dieſen Gegenſtand: „Die 
ſogenannte Koalitions⸗Kommiſſion iſt zuſammengetreten, und 
hat ihre Berathungen begonnen. Ob die Hoffnungen, 
welche man von mancher Seite auf die Wirkſamkeit dieſer 
Kommiſſion geſetzt hat, in Erfüllung gehen wird, das wollen 
wir dahingeſtellt ſein laſſen, uns erſcheint die Zuſammen⸗ 
ſetzung ohne irgendwie dem W der betreffenden 
Herren zu nahe treten zu wollen, nicht ſo zu ſein, daß man 
auf entſchieden günſtige Reſultate rechnen darf. Wenn in 
einer ſolchen Kommiſſion ein Mann wie Schulze⸗Delitzſch, 
deſſen Verdienſt um die Hebung der Stellung der Arbeiter 
Niemand, deſſen Sinn nicht durch Parteileidenſchaft verblendet 
ift, in Abrede ftellen wird, fehlt; wenn Prince⸗ Smith, der Vor⸗ 
kämpfer für die Anwendung des in jeder Beziehung richtigen 
wirthſchaftlichen Grundſatzes der vollſtändigen Durchführung des 
freien Gewährenlaſſens nicht eingeladen iſt, an den Berathun- 
gen Theil zu nehmen; wenn viele Andere, die in gleichem 
Sinne mit dieſen Beiden wirken, und deren Namen gleich 
den genannten einen guten Klang im Volke haben, fern ſtehen 
müſſen, wo es ſich um die Löſung von ſozialen Problemen 
handelt“), fo kann man mit Recht von vornherein viel Miß⸗ 
trauen gegen die Reſultate hegen, welche die Frucht der Be⸗ 
rathungen fein werden. Oder follten die wirihſchaftlichen 
Grundſätz, welche die oben genannten Männer und ihre 
Freunde vertreten, von vornherein als richtig anerkannt wor⸗ 
den ſein, ſo daß man in der Kommiſſion eine Vertretung 
derſelben gar nicht mehr für nothwendig hielt? Wenn das 
richtig iſt, jo ſcheint es uns, als ob die gene Kommiſſion 
nicht mehr nöthig geweſen ſei. Denn die Lehre, welche dieſe 
Männer predigen, giebt eine klare und deutliche Antwort auf 
alle die Fragen, welche die Kommiſſion beantworten ſoll. 
Dieſe Antwort lautet ganz kurz: un jeder Be- 
ſchränkung, welche nur einen Theil der Staats- 
bürger trifft und vollſtändig freie Bewegung der 
Staatsbürger in jeder Beziehung. Wir wollen ſehen, 
ob in den Antworten, welche die Kommiſſion auf die vor⸗ 
gelegten Fragen ertheilen wird, dieſer Grundſatz in jeder Be⸗ 
ziehung wird zur Geltung gebracht ſein. Es iſt übrigens 
hervorzuheben, daß unter den Fragen, welche die Kommiſſion 
beantworten ſoll, ſich Feine befindet, welche ſich auf den $ 183 
der Gewerbeordnung bezieht. Es ſcheint alſo, als ob die 
Regierung ſich gleichwie die Majorität des Abgeordnetenhauſes 
u der Anſicht bekenne, dieſer Paragraph ſei durch die Be⸗ 
Ninmungen der Verfaſſung über das Vereinsrecht auf⸗ 
gehoben. 

Schleswig - Holftein. Das neueſte Rundſchreiben der 
kae ug « bot ſtein ſchen Landesregierung, in welchem die ⸗ 
elbe die Polizeibehörden anweiſt, der politiſchen Preſſe eine 
erhöhte Aufmerkſamkeit zuzuwenden, zeigt recht deutlich die 
Nothwendigkeit, endlich dem Proviſorium in Schleswig ⸗Hol⸗ 
ſtein ein Ende zu machen, damit die Möglichkeit gegeben 
werde, die aus der Zeit der däniſchen Herrſchaft ſtammenden 
Geſetze endlich zu beſeitigen. Um die richtige Anwen⸗ 
dung der in die Hand der Polizeibehörde gelegten geſetz 
lichen Mittel zu ſichern, weiſt die Landesregierung darauf hin, 


J unter dieſen Männern verdient auch wohl der Präſident 
Cette, der Langjährige Präſident des Gerl r das En der 
arbeitenden Klaſſen, der Erwäß Bunt & follte gewiß nicht 
ee es ſich um Berathungen über einen folchen Gegenſtand 


daß die beiden in der ſchleswig⸗holſtein ſchen Preßgeſetzgebun 
vorgeſehenen Repreſſivmaßregeln, Beſchlagnahme und ſtraf⸗ 
rechtliches Einſchreiten in Bezug auf das nämliche Preßerzeug⸗ 
niß einander folgen können, daß aber auch die eine Maßregel 
unabhängig von der anderen verfögt werden kann. Während 
das ſtrafrechtliche Einſchreiten die Mitwirkung der Gerichte 
vorausſetzt, iſt die Beſchlagnahme zunächſt eine Ver- 
waltungsmaßregel und wird nur dann zur Juſtizfache, 
wenn die Betheiligten auf gerichtliches Gehör provoziren oder 
die Landesregierung die Sache an die Gerichte verweiſt. — 
Danach kann alſo eine Beſchlagnahme jederzeit vorgenommen 
werden, ohne daß diejenige Behörde, weſche die Beſchlagnahme 
vornimmt, nöthig hat, die Sache zur gerichtlichen Entſchei⸗ 
dung zu bringen. Die Beichlagmahme kann ganz ruhig be⸗ 
ſtehen bleiben, ohne daß gerichtlich irgendwie eine Entſchei⸗ 
dung darüber nöthig ift, ob das Schriftſtück ſtrafbar iſt oder 


nicht. Nur die Landesregierung oder der Betroffene ſelbſt 
kann verlangen, daß die Sache an die Geric abgegeben 
wird. Dieſer Schritt wird von Seiten des Letzteren oft 


unterbleiben, weil er nicht ſicher iſt, ob die Richter nicht ga 
andere Anſichten über die Strafbarkeit Bi Salon 
eines Artikels die als er ſelbſt. Es genügt wohl die 
Hinweiſung auf dieſes Unicum von Preßgeſetzgebung, um 
eine Abhülfe als dringend nothwendig erſcheinen zu laſſen. 

Naſſau. Die Hoffnung, daß eine Syſtemänderung ein- 
treten werde, hat ſich nicht erfüllt; vergebens haben die libe⸗ 
ralen Abgeordneten alle Beſchwerden des Landes in der Kam⸗ 
mer in ausführlicher Rede zur Sprache ebracht; ſoweit fi 
die Sachlage jetzt überſehen läßt, iſt keine! ee zu erwarten. 
Baden. Der demnächſt zuſammentretenden Kammer ſoll 
ein neues Preßgeſetz vorgelegt werden, da die Handhabung 
des jetzt in Kraft beſtehenden, welches noch aus der Zeit der 
ſchlimmſten Reaktion ſtammt, vielerlei Mißſtände mit ſich 
führt. Es werden in dem neuen Geſetz faſt alle Sonder⸗ 
beſt mmungen, welche die Preßgewerbe drücken, fortfallen, ſo 
daß dieſelben, bis auf einige dringend gebotene Ausnahmen, 
den übrigen Gewerben vollſtändig gleichgeftellt werden. Die 
n für Zeitungen ſoll natürlich aufgehoben 

erden. 

Auch ein neues Militärſtraf⸗Geſetzbuch wird . 
bereitet. In demſelben wird, ſo viel Ak bn, die m 
petenz der Militärgerichte ſich nur auf rein militäriſche Ver. 
gehen beſchränken. So wird in dem Großherzogthum Baden 
eine veraltete Einrichtung nach der andern abgeworfen, und 
die freie Entwickelung des Volkes ſorgſam gefordert. Dabei 
befindet ſich der Großherzog, das Miniſterium und das Volk 
in gleichem Maße glaclich und zufrieden. 

Württemberg. Der allgemeine Futtermangel hat fi 
auch in dieſem Lande fühlbar gemacht. Der König at, 55 
das Drückende deſſelben nicht noch zu vermehren, angeordnet, 
daß die Herbſtmanöver für dieſes Jahr ausfallen. Wir den⸗ 
fen, daß das der Kriegstüchtigkeit der württembergiſchen 
Armee keinen Schaden thun wird, und der König und die 
Regierung von Württemberg müſſen wohl gleicher Anſicht 
ſein, da ſie ſonſt wohl nicht den Ausfall der Manöver an⸗ 
Wage hätten. hrend fi das Publif 

„Frankreich. Während ſich das Publikum vorzugswelſe 
mit der 1 70 Flottenparade beſchäftigt, bei welcher die 5 
dense und engliſche Panzerflotte vereint manövrirten, und ſich 
en Kopf zerbricht über den Zweck dieſes Manövers, iſt der 
Kaiſer mit ſeiner Gemahlin nach Arenenberg in der Schweiz 
gegangen. Dort hat er ſeine Jugend als Verbannter zu⸗ 
gebracht, und dort iſt ſeine Mutter begraben. Der Kaiſer 
iſt als langſähriger Bewohner der Schweiz Bürger derſelben 
geworden, und er hat bei der Geburt feines Sohnes denſelben in 


die Civilſtandsregiſter der en eintragen laſſen, jo daß 
t 


derſelbe auch auf das Bürgerrecht daſelbſt Anſpruch hat. 
Es iſt dies vielleicht nicht ſehr wichtig, aber es zeigt doch, daß der 
Kaiſer nicht das volle Vertrauen auf den Beſtand ſeiner 
Herrſchaft hat, ſo daß er ſich auf alle Fälle vorgeſehen hat. 

England. Endlich hat man genaue Nachricht von dem 
Unglücksfall, welcher diesmal das Mißlingen der Kabellegung 
nach Am erika verſchuldet hat. Das Kabel ſollte, als man 
eine Unterbrechung der Leitung bemerkte, wieder in das Schiff 
urückgewunden werden, dabei riß das Kabel, und rollte in's 
Meer zurück. Dreimal gelang es, das Kabel auf dem Meeres- 

runde mittelſt Ankerhaken zu faſſen und die Aufwindung zu 
beginnen, jedoch riß jedesmal das Drahtſeil, an welchem der 
Anker befeſtigt war, ſo daß das Kabel in die Tiefe zurück⸗ 
rollte. Endlich mußte man wegen Mangels an Drahtſeilen 
die weiteren Verſuche zur Auffiſchung des Kabels aufgeben. 
Dieſelben ſollen, da für dieſes Jahr die Zeit der Aequinoktial⸗ 
ſtürme allzunahe iſt, im nächſten Jahre wieder aufgenommen 
werden, und zugleich ſoll noch ein zweites Kabel gelegt wer⸗ 
den. Die Unternehmer find weit davon entfernt, an dem 
endlichen Gelingen des Unternehmens zu zweifeln. 

Mexiko. Trotz günſtiger Nachrichten, welche die franzö⸗ 
ſiſchen Blätter bringen, iſt die Lage des Kaiſers Maximilian 
eine ſehr bedrängte. Die Armee der republikaniſchen Partei 
iſt keineswegs, wie ſo oft gemeldet, gänzlich vernichtet, ſon⸗ 
dern ſie macht den kaiſerlichen Truppen recht ordentlich zu 
ſchaffen. Es liegt ihr offenbar für den Augenblick weniger 
daran, ſich in große Schlachten einzulaſſen, als ſie beſtrebt iſt, 
den Kampf ſo lange hinzuziehen, bis man in Nord⸗Amerika 
ſich entſchloſſen hat, der Einmiſchung der Fremden in ameri⸗ 
kaniſche Angelegenheiten gründlich ein Ende zu machen. 


Monarchie und Republik. 

Aus einer Stadt an der Oſtſee erhalten wir von einem 

Freunde unſeres Blattes die nachfolgende Zuſchrift: 
„Hochgeehrter Herr! 

Geſtatten Sie mir eine kurze Bemerkung, die bei der 
Leſung von Neumann''s vortrefflicher Geſchichte der Vereinig⸗ 
ten Staaten Nordamerikas ſich mir aufgedrängt hat. Viel⸗ 
leicht halten Sie es der Mühe werth, dieſelbe in Ihr Blatt 
aufzunehmen. 

Schon vor einem Vierteljahre widerlegten Sie mit aus⸗ 
reichenden Gründen die Einwendungen, welche der Herr Kriegs⸗ 
miniſter gegen eine Aeußerung des Abgeordneten Tweſten 
erhoben hatte Herr Tweſten hatte nämlich darauf hin⸗ 
gewieſen, daß Preußen ein Friedensheer hält, welches das 
der Nordamerikaniſchen Freiſtaaten beinahe um das Zwanzig⸗ 
fache überträfe. Dennoch hätten dieſe Staaten im Kriege 
geleiſtet, was weder Preußen, noch irgend ein anderer Euro⸗ 
päiſcher Staat jemals zu leiſten vermöge. Sie hätten in 
vier Jahren, bei weiten zum größten Theile aus den Taſchen 
ihrer eigenen Bürger eine Kriegsanlelhe von mehr als 3500 
Millionen Thalern gemacht. Sie hätten in eben dieſen Jah⸗ 
ven eine Flotte geſchaffen, mit welcher fie die Küſten ihres 
Landes ſogar gegen die vereinigten Flotten von England 
und Frankreich vertheidigen könnten. Sie hätten zugleich eine 
ungeheure Armee, wohl von einer Million Streitern, unter 
den Fahnen gehalten, und dieſe Armee hätte unter ruhm⸗ 
reichen Feldherrn ſo gewaltige Thaten verrichtet, daß man 
von keiner anderen Armee, weder des Alterthums noch der 
neuen Zeit, ſagen dürfe, fie habe Größeres geleiſtet. — 
Aehnlich wie Tweſten hat ſchon Neumann ee Sahre 
vor der ſiegreichen Beendigung jenes gewaltigen Krieges ſich 


geäußert. Aber er ſagt noch mehr. Wenn ich ihn nämlich 
nicht verſtehe, ſo meink er, daß die republikaniſchen Ein⸗ 
richtungen es 7 die den Nordamerikanern es möglich ge⸗ 
macht haben, ſo ungeheure Anſtrengungen zu machen, und ſo 
gewaltige Thaten zu verrichten. Er ſcheint zu glauben, daß 
den Staaten Curopa's gleiche Anſtrengungen und gleiche 
Thaten unmöglich wären, weil ihre monarchiſchen Ver⸗ 
faſſungen fie daran verhinderten. Ich denke, daß er ſich 
darin irrt. Ich denke, daß er nur dann Recht haben würde, 
wenn, wie er faſt anzunehmen ſcheint, jede Monarchie entweder 
zur Deſpotie oder zum Scheinkonſtitutionalismus entarten würde. 

Das iſt aber keineswegs der Fall. Im Gegentheile, es 
iſt ſehr wohl möglich, und wir Preußen vor Allen müßten 
es für möglich Hude daß auch ein monarchiſcher Staat 
auf dem feſten Boden guter und gerechter Geſetze, auf dem 
feſten Boden einer wahrhaft freien Verfaſſung und einer 
freien und ehrlich gemeinten Selbſtverwaltung in Kreis und 
Gemeinde gegründet werden kann. Ich hoffe, daß unſer feſt 
ausharrendes Volk ſich darin nicht täuſchen wird. 

Ferner hat Tweſten wohl Recht, wenn er ſagt, daß 
größere Thaten von keinem Volke vollführt worden ſind, 
als in den letzten vier Jahren von den Nordamerikaniſchen. 
Aber ich denke, daß es nicht eine falſche Voreingenommenheit 
für mein eigenes Volk iſt, wenn ich behaupte, daß die Opfer 
und die Thaten unſerer Väter in den Jahren der Freiheits⸗ 
kriege eben ſo groß geweſen ſind, wie die der Nordameri⸗ 
kaner. So viele Millionen Thaler, wie die Nordamerikaner, 
haben unſere Eltern damals freilich nicht aufgebracht, aber nach 
ihrem Vermögen haben ſie nicht blos eben ſo viel, ſie haben 
ſogar mehr gegeben. on lag das nicht daran, daß 
Preußen eine mo narchiſche Verfaſſung hatte; denn unter 
einer e eee würde es unter denſelben Umſtän⸗ 
den auch genau da e geleiſtet haben. Vielmehr ſind jene 
Opfer und jene Thaten, ganz abgeſehen von der Form der 
Verfaſſung, darum möglich geweſen, weil die Regierung nicht 
im Sinne einer einzelnen Volksklaſſe, ſondern im Sinn 
und Geiſt des geſammten Volkes geführt wurde. Die 
Opfer ſind e die Thaten ſind gethan worden, weil 
Regierung und Volk in der ungetrübteſten Ein⸗ 
tracht mit einander ſich befanden, und weil die 
Sache unſeres Volkes eine eben ſo gerechte war, 
wie die der Amerikaniſchen Nordſtaaten. Unſere 
Väter haben gegen die Napoleoniſche Gewaltherrſchaft, die 
Nordamerikaner haben gegen die Gewaltherrſchaft der ſüd⸗ 
lichen Sklavenhalter gekämpft. Die Freiheit, die wahre, 
die echte, die chriſtliche Freiheit war das heilige 
Banner, um welche jene, wie dieſe ſich geſchaart 
hatten.“ , 8 

Wir drucken dieſe Zuſchrift mit großem Vergnügen ab, 
weil fie einem ziemlich verbreiteten Vorurtheil von der grö⸗ 
ßern Opferfähigkeit und der größern Opferwilligkeit der Bür⸗ 
ger in republikaniſchen Staaten entgegentritt. Es ift dies 
gewiß nicht richtig, die Opferfähigkeit eines Volkes in 
gefahrvoller Zeit hängt einfach davon ab, ob durch mäßige 

teuern das Wachsthum des Volkswohlſtandes während der 
Jahre der ruhigen und friedlichen Entwicklung befördert 
worden iſt, und die Opferwilligkeit wird bedingt durch 
das Ziel, für welches dieſe Opfer gefordert worden. Iſt 
das Ziel, welches die Regierung eines Staates 
aufſtellt, eins mit dem Ziel, wie es im Herzen des 
Volkes lebt, fo iſt es gleichgültig, ob dieſe Regierung eine 
republikaniſche oder eine monarchiſche “ft, die Opferwil⸗ 
ligkeit des Volkes wird keine Grenzen kennen. 
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